Fraktion Die LINKE

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Steuerung der Fallkosten bei der ambulanten Hilfe zur Pflege (Ii)
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen:

Das Bezirksamt wird ersucht, sich gegenüber der zuständigen Senatsverwaltung dafür einzusetzen, dass die Empfehlungen des Projektes „Steuerung in der Hilfe zur Pflege“ auf Landesebene umgesetzt werden. 
Insbesondere sollten: 

· der Umgang mit auffälligen Fallkonstellationen und Pflegediensten einheitlich im Land Berlin geregelt werden;

· die Einrichtung einer gemeinsamen „Clearingstelle Pflege“ (mit Pflegeverbänden, Trägern der Sozialhilfe, Senatsverwaltungen, MDK und interessierten Pflege- und Krankenkassen als Partner) erfolgen. Sie führt die Aufsicht über das zu erstellende „Pflegearchiv“, welches rechtliche Probleme sammelt und aufarbeitet und besondere und problematische Fallkonstellationen dokumentiert und auswertet, und über das „Unternehmensregister“ der Pflegedienste;
· einheitliche Empfehlungen zur Pflegebedarfsermittlung und zu den dafür notwendigen Kompetenzen erlassen werden und ein laufender Erfahrungsaustausch zwischen den Bezirken logistisch unterstützt werden; 

· ein Vergleichsring für Kennzahlen eingerichtet und logistisch und finanziell unterstützt werden, an dem sich interessierte und besonders betroffene Bezirke beteiligen. 
Begründung:
Im Land Berlin wurde im Zeitraum von April 2010 bis zum Dezember 2011 ein Projekt realisiert, in dem in verschiedenen Teilprojekten untersucht wurde, ob und in welcher Weise die ambulante Hilf zur Pflege gesteuert werden kann. Die Ergebnisse der Untersuchung haben gezeigt, dass die ambulante Hilfe zur Pflege grundsätzlich steuerbar ist. Ziele eines verbesserten Controllings bei der ambulanten Hilfe zur Pflege sollen die Beobachtung und Verbesserung der Pflegequalität, eine rechtlich einwandfreie und bedarfsgerechte Gewährung der Hilfe sowie die Begrenzung des Kostenaufwuchses sein, soweit dieser nicht durch einen unbestreitbaren pflegerischen und wirtschaftlichen Bedarf der Leistungsberechtigten gerechtfertigt ist. 
Es wurde ein Steuerungspotenzial für das Land Berlin in Höhe von ca. 29 Mio. EUR prognostiziert. Hierbei sind Steuerungseffekte aufgrund einer verstärkten Bekämpfung von Unregelmäßigkeiten bei der Beantragung, Durchführung und Abrechnung der Pflege noch nicht vollständig enthalten. In Rahmen des Pflegefachcontrollings sind eine Reihe von Missbräuchen aufgedeckt worden, die zukünftig eine noch höhere Aufmerksamkeit erfordern. Notwendig ist die Bereitstellung von Ressourcen für ein Pflegefachcontrolling vor Ort, dass leistungsrechtliche Ahndung von Betrug sowie strafrechtliche Verfolgungsmaßnahmen einschließt. 
